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DIE WANDERFREIHEIT
HORT AN DER SCHWEIZER

GRENZE AUF

FOTO: FELIX HILFIKER

Die Immigranten-Organisationen in der Schweiz sind
ganz klar für die EG. Welche Vorteile «1992» den
Immigrantinnen in den EG-Ländern und welche Nachteile

sie hingegen denen in der Schweiz bringen wird,
erklärt im folgenden Interview GUGLIELMO GROSSI,
Präsident der FCLIS (Federazione delle Colonie
Libere in Svizzera).

BB: Die italienischen
Immigrantinnen in der Schweiz
werden mit «Europa 92» in
zweifacher Hinsicht konfrontiert

sein: Als italienische
Staatsangehörige und als
Einwohnerinnen eines Landes, das

nicht Mitglied der EG ist.

GG: Die Italienerinnen in der
Schweiz sind stabil geworden:
Mehr als die Hälfte ist hier
geboren (oder hier aufgewachsen),

die andere Hälfte ist seit 10,

20,30 oder noch mehr Jahren in
der Schweiz. Nach Pass und

«Zugehörigkeitsgefühl» ist
zwar die Bezeichnung italienische

Staatsangehörige richtig,
sie haben jedoch einen grossen
Teil ihres Lebens in der Schweiz
als Fremde verbracht (und viele
werden es wahrscheinlich ganz
hier verbringen). Das ist eines

der grössten Gegenwartsprobleme

Europas, das über 16

Millionen Menschen zählt, die
unter dem Status Ausländer
leben.
Darum sind all die «Ausländerinnen»

der EG, die aus einem
der Länder der Gemeinschaft
emigriert sind, die ersten, die auf
kultureller und politischer Ebene

(auf wirtschaftlicher und
sozialer Ebene ist alles komplizierter

und unsicherer) von der
europäischen Integration profitieren
werden. Für die Italienerinnen in
der Schweiz - wie auch für die

Spanierinnen, Portugiesinnen,
Griechinnen usw. - wird es
jedoch zu einer «passiven
Diskriminierung» kommen.

BB: Was meinst du mit «passiver

Diskriminierung»...

GG: Alle Italienerinnen, die
sich in den 11 Ländern der EG
niedergelassen haben, werden in
den neunziger Jahren einige
Rechte bekommen wie das

kommunale Wahlrecht, die
Anerkennung der Berufsausbildung

und der Studiendiplome,
die Freizügigkeit der Sozialleistungen

und - in der langfristigen

Perspektive der politischen
Einheit Europas - das allgemeine

Stimm- und Wahlrecht.
Einige dieser Verbesserungen
gehen sicher zuwenig weit. Für
die Familien hingegen, denen es

um eine Identität geht, sind sie

sehr wichtig. Darüberhinaus
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geben sie die Sicherheit, dass mit
den erwarteten Verbesserungen
auf längere Frist die Aufhebung
des Status «Ausländer» erfolgen
wird.
So werden wir als Ausländerinnen,

die aus einem EG-Land
kommen, in diesem Sinne

«passiv diskriminiert», genauso
wie alle Auslandschweizerinnen
gegenüber den Immigrantinnen
der EG-Länder es sein werden.

BB: Was unternehmt ihr von der
FCLIS und den anderen
Organisationen der Italienerinnen in
der Schweiz auf 1992 hin?

GG: Gerade wegen diesen

Verbesserungen würden wir
einen Beitritt der Schweiz zur
EG befürworten. Wir müssen
feststellen, dass die Verhandlungen

zwischen der Schweiz und
der EG oder den einzelnen EG-
Ländern sich nur um wirtschaftliche

Fragen drehen. Natürlich
sind für uns Immigrantinnen
auch diese wichtig, denn eine

Benachteiligung der Schweiz
auf den Exportmärkten würde
sich auf die Beschäftigung
auswirken und ganz direkt auf
die Arbeitsplätze der Immigrantinnen.

Aus diesem Grund haben die
FCLIS und der CNI
(Koordinationsstruktur der italienischen
Organisationen in der Schweiz)
bei den Schweizer Behörden
sowie bei italienischen Politikern

auf die Notwendigkeit
aufmerksam gemacht, die
europäischen Integrationsprozesse
zu vereinheitlichen, damit keine
neuen Ungleichgewichte inner-
wie ausserhalb derEG entstehen.
Was wir jedoch mit der

Legitimität der Direktbetroffenen

mit Bestimmtheit fordern,
ist, dass bei den Kontakten
zwischen Italien und der
Schweiz sowie zwischen den
Instanzen der EG und der
Schweiz die Sozialfragen und
die Rechte der Immigrantinnen
mit den Wirtschaftsfragen
angegangen werden.

BB: Welches sind deiner
Meinung nach die dringendsten
Probleme?

GG: Dringend ist es einmal, dass

wir Ausländerinnen, die aus
einem EG-Land kommen, auch

auf helvetischem Boden an den
Wahlen für das Europaparlament

teilnehmen können. Das
Ganze ist sehr dringend, weil die
Erneuerungswahlen bereits im
Juni stattfinden.
Dann gibt es noch die sozialen
Fragen, die von sich aus schon

dringend sind: Die Abschaffung
des Saisonniers-Statuts, die
Gleichbehandlung und das

Recht auf eine endgültige
Niederlassung. Dazu noch die
volle Freizügigkeit aller
Sozialversicherungen.

Nicht weniger dringend ist für
uns ein Mitmachen der Schweiz
bei den Bestrebungen der EG,
die verschiedenen Berufsausbildungen

und die Studien-

Diplome zu anerkennen.

BB: Und das Mitspracherecht,
die politischen Rechte...

GG: Das ist das Grundproblem
aller niedergelassenen
Immigrantinnen, vor allem der
Zweiten und folgenden Generationen.

Seit über 10 Jahren

setzen wir uns mittels Petitionen
an Gemeinden und Kantone für
die Realisierung der politischen
Rechte auf Gemeindeebene ein.

Wir finden, dass dies ein gutes
Mittel ist, um eine bewusste und
aktive Integration zu gewährleisten.

In der EG wird ab 1993
dieses Recht allen Immigrantinnen

gewährt, die aus EG-
Ländern kommen. Wir riskieren
hier in der Schweizer Politik am
Rande zu bleiben, und das in
einem Land, das selber stark
Gefahr läuft, in Wirtschaft, in
Politik und im Prozess der

künftigen sozialen und kulturellen

europäischen Integration
marginalisiert zu werden.
Unsere Forderungen an die
betreffenden Institutionen
(italienische, schweizerische und
europäische) ist, dass bezüglich
Wahlrecht auf Gemeindeebene

- wie auch für alle Rechte auf
allen Gebieten - bilaterale oder
multilaterale Abkommen in
gegenseitigem Einvernehmen
abgeschlossen werden. Auf der
Ebene der politischen Mitsprache

gibt es noch das Problem der
Staatsbürgerschaft. Ab 1992
und bei allen folgenden Schritten

der europäischen Integration
können die EG-internen
Migrantinnen bereits jetzt für sich

und ihre Kinder die Möglichkeit
voraussehen, dass ihr
Ausländerdasein aufgehoben wird. Für
uns hier in der Schweiz wird es

hingegen noch komplizierter.
Dies gilt insbesondere für die

Jungen der zweiten Generation,
die berechtigterweise jetzt erst
recht nicht auf ihre ursprüngliche

Nationalität verzichten
möchten, die bereits morgen
eine europäische Staatsbürgerschaft

bedeuten wird, mit all den

Freiheiten, kulturellen Bedeutungen

und Vorteilen, die diese
mit sich bringt.
Bereits 1988 sind die
Einbürgerungsgesuche seitens Ausländerinnen

aus EG-Staaten stark

zurückgegangen. Wir gehen
davon aus, dass es wahrscheinlich

lange dauern wird, bis die
Schweiz der EG beitritt. Darum
ist für uns und insbesondere für
die zweite Generation die
Realisierung der Doppelbürgerschaft

von grosser Bedeutung.
Auf der einen Seite ist es nicht
mehr als recht, dass Menschen,
die hier geboren und aufgewachsen

sind, nicht ihr ganzes Leben
als Ausländerinnen verbringen
müssen. Die andere Seite ist die
kulturelle: Das Gefühl der

doppelten Zugehörigkeit, das

sich auf das einer Identität als

europäischer Staatsangehöriger
ausweitet, ist etwas, das respektiert,

geschützt und verteidigt
werden sollte, gerade auch im
Hinblick auf eine stärkere

Bedeutung der Beziehungen mit
dem vereinigten Europa.

BB: Vasco Pedrina, Zentralsekretär

der GBH, betont, dass in
einer langfristigen Perspektive
die Gewerkschaftsbewegung
sich das Problem stellen sollte,
wie vom System der Kontingentierung

wegzukommen ist. Ein
System, das mit der freien
Zirkulation auf europäischer
Ebene überhaupt nicht zu
vereinbaren ist. Was denkst du
darüber?

GG: Ich bin einverstanden. Und
ich glaube auch, dass diese
Überlegungen nicht bloss
langfristig gemacht werden sollten.
Aus verschiedenen Gründen ist
vorauszusehen, dass die Leute
aus europäischen Ländern weniger

Interesse an einer Einwände-^

rung in die Schweiz haben

werden. Dies können wirbereits

jetzt bei den Italienerinnen
feststellen. Im übrigen glaube
ich, dass auch die neue Haltung
des BIGA, nämlich die Einwanderung

qualifizierter Arbeitskräfte

zu bevorzugen, nicht
leicht zu realisieren sein wird. In
diesem Zusammenhang ist es

nicht unwichtig zu wissen, dass

auch in Italien ein Mangel an

qualifizierten Arbeitskräften
herrscht und dass viele italienische

Firmen in den europäischen
Ländern nach Ingenieuren
Ausschau halten. Mit anderen

Worten, im Prozess der nun
anlaufenden europäischen
Integration ist eine Politik der

Einwanderungsbeschränkung und
der Kontingentierung bereits

jetzt nutzlos.
Eine ganz andere Frage ist die
der Einwanderungen aus den

armen Ländern. Das ist aber ein
Problem, das sich auf europäischer

Ebene stellt und nicht von
einem Land alleine gelöst
werden kann. Das ist eine Frage,
wo es eine klare Trennung in der
Politik der Rechten und der
Linken gibt. Sich auf den

eigenen Garten zu beschränken,
wird in Zukunft bedeuten, dass

man in den Diskussionen über
viele europäischen Fragen gar
nicht dabei sein wird.

Das Interview mit Guglielmo
Grossi führte Bruno Bollinger
für die italienische Zeitung der
GTCP, «II sindacato». (Die
Gewerkschaft / il sindacato,
Nr. 2,1. März 1989).
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